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Die Entſchuldungsaktion der polniſchen Land wirtſchaſt. 

In Ar, 22-3 unſerer Berichte (S. 95* bis 98*) gaben wir 
im Zuſammenhang mit dieſem Thema die Forderungen bzw. Yor- 
ſchläge der verſchledenen Wirtſchaftskreiſe und auch die von der 
Regierung vorläufig bekanntgegebenen Richtlinien der kommen- 
den Entſchuldung wieder. Das polniſche Gejegblatt „Dziennik 
Uſtaw“ brachte in Nummer 94 vom 28. 10. d. Js. die in den 
Miniſterratſitzungen vom 19. und 24. Oktober angenommenen Ent- 
ſchuldungsgeſetze. An die Slelle der bisherigen Diskuſſion um das 
zu erwartende tritt nunmehr die nicht minder heftige Polemik 
über Vor- und Nachkeile der neuen Geſetze. Die Gegenſätze ſind 
kaum weniger ſcharf als früher und auch die Parteien ungefähr 
dieſelben. Auf das Für und Wider ſoll jedoch zum Schluß ein- 
gegangen werden. 

Wenige Tage vor Bekanntgabe der neuen Geſetze machte der 
Finanzminiſter Profeſſor Zawadzki dem Pertre- 
ter der der Regierung naheſtehenden „Gazeta Polska“ gegenüber 
Ausführungen über Gründe und Inhalt ſowie den vorausſicht⸗ 
lichen Erfolg der Enkſchuldungsgeſetzgebung in finanzieller Hin- 
ſicht. Soweik die Erklärungen neue Momente enthalten, ſeien ſie 
hier kurz wiedergegeben. 

Über die Gründe für das geſetzliche Eingreifen in das Yer- 
hältnis von Schuldner und Gläubiger befragt, äußerte fih der 
Finanzminiſter wie folgt: Wenn der von Polen nokwendigerweiſe 
geführte Deflationsprozeß mit der Zeit nicht ſchädliche Folgen 
haben und die Grundlagen des wirtſchaftlichen Gleichgewichtes 
nicht angreifen ſolle, ſo müſſe darauf geachtet werden, daß dieſer 
Prozeß alle Elemente des Wirtſchaftslebens wenigſtens annähernd 
gleich kreffe. Es beſtehe aber ein Faktor, der bei der Stabilität 
der Währung ſcheinbar vom Automatismus des Wirtſchaftslebens 
nicht überwunden werden könne. Es fei dies der konſtante Zinfen- 
dienſt für früher aufgenommene Schulden. Das Wort „ſcheinbar“ 
fei zu befonen, denn in Wirklichkeit habe das Leben auch hier- 
für Auswege gefunden, wenn auch in recht bedauerlicher Art, 
nämlich in der Zahlungsunfähigkeit des Schuldners. Es fei neben- 
ſächlich, in welcher Form fih diefe Zahlungsunfähigkeit auswirke. 
Tatſache fei jedoch, daß die Mehrzahl der Landwirte ihren Yer- 
pflichtungen nicht nachkomme, in der Regel, weil fie über keiner- 
lei Geldmittel verfügten. Dies fei ja auch vollkommen verffänd- 
lich, wenn man bedenke, daß allein die Summe der kheoretiſch im 
Jahre zu zahlenden Zinſen größer fei als die Summe, die die 
Landwirtſchaft zuſammen für Zinſendienſt und Kapitaltilgung 
überhaupk aufzubringen imſtande ſei. 

„Hier würden selbst die am schärfsten durchgeführten 
Zwangsmaßnahmen ohne Erfolg sein. Im Gegenteil würde ein 
zunehmendes Landangebot den Bodenpreis immer stärker her- 
unterdrücken und damit zur Deckung eines immer geringer 
werdenden Prozentsatzes der Forderungen ausreichen. 

Die Korrektur jedoch, die das Leben in Form schlechter 
Zahlungsfähigkeit und sogar teilweiser Zahlungsunfähigkeit der 
Landwirtschaft durchführt, ist beinahe ebenso gefährlich wie 
die Starrheit der Verschuldung. Diese wirkt sich ungleich- 
mäßig aus und begünstigt besonders die weniger gewissen- 
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haften und vielfach auch wirtschaftlich weniger wertvollen Ele- 
mente, während sie die ganze Last auf diejenigen abwälzt, 
die bemüht sind, den übernommenen Verpflichtungen nachzu- 
kommen. Sie verwischt den Unterschied zwischen dem, der 
schlechten Willens ist, und demjenigen, der zu zahlen tatsäch- 
lich nicht in der Lage ist. Es werden alle Gefühle der Sicher- 
heit, die Grundlagen von Kalkulation und Kredit, ohne die eine 
Wirtschaft nicht bestehen kann, zunichte gemacht, Es wird 
eine Reihe von Gläubigern, Personen und Institutionen ge- 
schädigt, die unter normalen Bedingungen eine nützliche Rolle 
in der Wirtschaft spielen könnten. 

Es ist klar, daß unter diesen Umständen und in der Ge- 
wißheit, daß in absehbarer Zeit keine Änderungen zu erwarten 
sind, die die heutige deflationistische Einstellung der Wirt- 
schaft radikal umkehren würden, keinerlei doktrinäre Gründe 
den Gesetzgeber davon zurückhalten können, dieses Gebiet 
zum Zwecke seiner Ordnung zu beschreiten.“ 

Das feien auch die Gründe dafür geweſen, daß fih die jetzige 
Entſchuldungsaktion über einen längeren Zeitraum habe erſtrecken 
müſſen. Sie fei ja eigentlich auch ſchon vor über zwei Jahren 
eingeleitet worden. Aber infolge der Schwäche und mangels ge- 
nügender Stabilität des Finanzmarktes habe man es für richtiger 
angeſehen, nur ganz vorſichtig und etappenweiſe vorzugehen, um 
damit auch zugleich die Folgen der eingeleiteten Maßnahmen ab- 
zuwarken. 

Auf die Geſetze, die während dieſer Zeit zur Rettung und 
Geſundung der Landwirkſchaft erlaſſen wurden, ſind wir bereits 
in Nr. 22—23 unſerer Berichte eingegangen, fo daß wir an dieſer 
Stelle darauf verzichten können. 

Die bisherigen Geſetze und die Erfahrungen, die man aus ihnen 
habe ziehen können, hätten das Material für die endgültige Re- 
form, wie ſie jetzt durchgeführt werden ſoll, geliefert. 

„Ich betone jedoch, daß, obgleich in den geplanten Ver- 
ordnungen die Eingriffsmöglichkeit des Gesetzgebers in die 
privatrechtlichen Verhältnisse recht weit reicht, er sich, wie 
auch in den bisherigen Aktionen, jedoch zum Grundsatz die 
Unantastbarkeit der Kapitalsumme macht, die 
nur in Ausnahmefällen auf Grund besonderer Beschlüsse von 
dazu berufenen Instanzen und nie allein von Rechts wegen 
gesenkt wird. Ich erachte das als notwendig, sowohl mit Rück- 
sicht auf das Bestreben, den Sparsinn zu fördern, als auch auf 
die Notwendigkeit, die Überzeugung vom Wert unserer Wäh- 
rung zu festigen,“ 

Anſchließend gab Finanzminiſter Zawadzki einen allgemeinen 
Überblick über die in Ausſicht genommenen Erleichterungen für 
die Landwirtſchaft, die jedoch an anderer Stelle noch eingehend 
behandelt werden follen. Auf die Frage nach den voraus 
ſichtlichen Folgen der geplanten Geſehe gab 
der Minifter zur Antwort: 

„Ich weiß genau, daß die geplante Entschuldungsaktion 
zahlreich gehegte Hofinungen zunichte machen und nach ver- 
schiedenen Richtungen hin große Unzufriedenheit auslösen 
wird, Sie wird vor allem diejenigen enttäuschen, die mit einer 
völligen Streichung der Schulden glaubten rechnen zu können 
(um dann neue zu machen). Sie wird auch eine erhebliche Er- 
regung unter den Gläubigern hervorrufen, da viele von ihnen, 
durch die nominelle Höhe ihrer Forderungen suggeriert, glau- 
ben werden, daß sie einen Verlust erleiden, während in Wirk- 
lichkeit ihre nominellen Ansprüche den tatsächlichen gleich- 
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gesetzt werden. Ich gebe mich auch keineswegs der falschen 
Hoffnung hin, als ob diese Aktion alle Schwierigkeiten zu über- 
winden imstande wäre 

Aber andererseits bin ich davon überzeugt, daß dadurch 
für die Mehrzahl der Landwirte Verhältnisse geschaffen wer- 
den, in denen ihnen der Kampf gegen die größten Schwierig- 
keiten und deren Überwindung überhaupt erst möglich sein 
wird, und das ist die höchste Aufgabe, die wir uns stellen 
konnten. — 

Ich will hier im Voraus keine genauen Zahlen angeben, 
kann jedoch schon jetzt soviel sagen, daß im großen ganzen 
die Summe, die alle aus den Vergünstigungen der Entschul- 
dung Nutzen ziehenden Wirtschaften zusammengenommen an 
Zinsen zu zahlen haben werden, geringer sein wird als die 
Summe, die sie jetzt tatsächlich zahlen 

Die Vergünstigungen sind selbstverständlich ungleichmäßig 
verteilt. Sie werden sehr bedeutend für diejenigen sein, die 
bemüht waren, ihren Verpflichtungen in vollem Umfange nach- 
zukommen; dagegen wird es sie für diejenigen nicht geben, 
die auch bisher nichts gezahlt haben. Zwischen diesen beiden 
Grenzfällen liegt die Masse derjenigen, für die die Vergünsti- 
gungen den rechtlichen mit dem tatsächlichen Stand in Ein- 
klang zu bringen versuchen werden. 

Selbstverständlich wird einen Teil der Schuldner nichts 
mehr retten — aber es ist gerade auch eine Aufgabe der Ent- 
schuldungsgesetzgebung, diejenigen, die sich infolge der allge- 
meinen Wirtschaftslage in Schwierigkeiten befinden, von denen 
zu trennen, die selbst bei guter Konjunktur schlechte Zahler 
wären. 

Diese Aktion sehe ich als endgültige an. Wie 
erwähnt, kann zum zweiten Male zu einer solchen Operation 
nicht gegriffen werden, ohne die Grundlagen des Kredites zu 
erschüttern. Ich bin auch der Ansicht, daß nach ihrer Be- 
endigung das Feld für die freie Weiterentwicklung der Wirt- 
schaft und die Übereinstimmung des tatsächlichen mit dem 
Rechtszustande freigemacht werden muß.“ 


Die unter dem 24. Oktober 194 erlaſſenen Geſetze 
behandeln die umfangreiche Stoffmenge nach folgenden Gefichts- 
punkten: 

„I. Die Verordnung über die Konvertie- 
rung und Regelung der land wirtschaftlichen 
Schulden umfaßt ein besonderes System von Vergünsti- 
gungen, die für diejenigen Besitzer landwirtschaftlicher Be- 
triebe vorgesehen sind, die mit vor dem 1. Juli 1932 entstande- 
nen Verpflichtungen belastet sind. 

2. Die Verordnung zwecks Änderung des 
Gesetzes vom 24. März 1933 über die Ver- 
günstigungen für diejenigen Kreditinstitute, 
die den Schuldnern Ermäßigungen der land- 
wirtschaftlichen Schulden gewähren, behan- 
delt das Verhältnis zwischen der Akzeptationsbank einerseits 
und den Instituten des organisierten Kredites sowie den 
Schuldnern dieser Institute andererseits. 

3. Die Verordnung über Vergünstigungen 
bei der Schuldentilgung der Besitzer land- 
wirtschaftlicher Betriebe und Unterneh- 
mungen bei staatlichen Bankinstituten. 

4. Verordnung über die Regelung der Ver- 
pflichtungen der Landwirte gegen den Um- 
satzionds der Agrarreform.“ 

Von dieſen die Entſchuldung der Landwirtſchaft betreffenden 
Verordnungen verdient vor allem die Verordnung über 
die Konvertierung und Regelung der land- 
wirtſchaftlichen Schulden als des Kernproblems der 
Entſchuldungsaktion beſonders eingehend beſprochen zu werden. 
Sie zerfällt in acht Abſchnitte mit folgendem Inhalt: Abſchnitt 1 
enthält die allgemeinen Vorſchriften, Abſchnikt 2 betrifft die Ab- 
löſung der landwirtſchaftlichen Schulden durch Wertpapiere, Ab- 
ſchnitt 3 regelt die Konvertierung dieſer Schulden in einen tang- 
friffigen Pfandbriefkredit, Abſchnitt 4 gibt beſondere Vorſchriften, 
die die Inveſtition von langfriſtigem Kredit betreffen, Abſchnitt 5 


regelt die Verteilung der Abzahlung und die Verzinſung der 
landwirtſchaftlichen Schulden von Rechts wegen, der ſechſte Ab- 
ſchnitt ſieht Ermäßigungen vor, die den Landwirten von den 
Schiedsämtern zuerkannk werden können, der ſiebente Abſchnitt 
behandelt das Vergleichs- und Liquidationsverfahren, der letzte 
Abſchnitt enthält ſchließlich die Schlußbeſtimmungen. 

In den allgemeinen Beſtimmungen werden vor allem zwei für 
die Praxis wichtige Begriffsbeſtimmungen feſtgelegt. Es ſind dies 
die Begriffe der „landwürkſchaftlichen Schuld“ und 
des „landwirtſchaftlichen Betriebes“. Bezüglich der 
landwirtſchaftlichen Schuld ift von Wichtigkeit, daß außerhalb der 
beſonderen Definition jede auf dem Beſitzer eines Landwirtſchafts- 
betriebes laſtende Schuld als landwirkſchaftliche Schuld angeſehen 
wird. Im Anfechtungsfalle muß der Gläubiger den Gegenbeweis 
erbringen. Als landwirtſchaftliche Betriebe gelten: Land-, Forft-, 
Saatzucht., Garten-, Bienen- und Fiſchereiwirtſchaften, und als 
deren Beſitzer werden die Eigentümer, Nutznießer und Pächter 
bezeichnet. Hierbei werden Induſtriebetriebe und Werkſtätten, die 
im Rahmen eines ſolchen Landwirtſchaftsbetriebes geführt wer- 
den, als deren Beſtandteil angeſehen. 

Da eine Reihe von Vergünſtigungen von rein äußerlichen 
Kriterien, wie die Größe der Betriebe, abhängig gemacht wird, 
ſo iſt ebenfalls in den einleitenden allgemeinen Beſtimmungen 
die Einteilung der Bekriebe in drei Gruppen 
A, B und C vorgenommen. 

„Zur Gruppe A gehören die Wirtschaften von einer 
Fläche bis zu 50 ha bzw. diejenigen Wirtschaften, die im Wege 
einer Verordnung des Ministers der Finanzen oder der Land- 
wirtschaft und Agrarreform bezeichnet werden, von einer 
Fläche bis zu 100 ha (in einzelnen Bezirken). Zur Gruppe B 
Wirtschaftsbetriebe von einer Fläche bis zu 500 ha (bzw. 
1000 ha) und zur Gruppe C schließlich von einer Fläche, die 
die für die Betriebe der Gruppe B bezeichnete Norm über- 
schreiten. 

Mit Rücksicht auf grundsätzliche Wirtschaftsinteressen sind 
von den Vorschriften dieser Verordnung Personen öffentlichen 
Rechtes (der Staatsfiskus u. ä. m.) sowie Kreditinstitute Gan- 
ken, Kommunalsparkassen u. a. m.) ausgenommen. Für die 
Kreditinstitute besteht eine besondere Regelungsart von land- 
wirtschaftlichen Schulden, die in dem novellisierten Gesetz 
vom 24. März 1933 über Erleichterungen für diejenigen Kredit- 
institute, die ihren Schuldnern im Rahmen der landwirtschaft- 
lichen Schulden Vergünstigungen zukommen lassen, festgelegt 
sind... 

Von den allgemeinen Vorschriften, die erwähnt zu werden 
verdienen, wäre noch die Kompetenz der Schieds- 
ämter zu nennen. Von ihnen hängt die Beurteilung ab, ob 
es sich gegebenenfalls um eine landwirtschaftliche Schuld han- 
delt, zu welcher Gruppe der landwirtschaftliche Betrieb zu 
rechnen ist, die Feststellung des Entstehungsdatums der Schuld 
und wer den Wert erhalten hat.“ 

Nach dieſen einleitenden Beſtimmungen bringt die Verordnung 
die Vorm der einzelnen Vergünſtigungen. Da die Wiedergabe 
des Geſetzesinhaltes grundſätzlich in allen Zeitungen und Seit- 
ſchriften dieſelbe iſt, wird nachſtehend die in der „Gazeta Polska“ 
abgedruckte Darſtellung wiedergegeben, um dann im Anſchluß die 
Kritiker zu Work kommen zu laſſen. Schon jetzt ſei bemerkt, daß 
wegen des Umfanges und der Mannigfaltigkeit der Entfhuldungs- 
geſetzgebung einzelne wichtige Fragen noch geſondert behandelt 
werden ſollen. Heute ſoll vor allem das bereits erwähnte Konver- 
tierungs- und Schuldenregelungsgeſetz dargeſtellt werden. 


„Das Vergünstigungssystem, 

Im Vordergrunde des Systems der vorgesehenen Ermäßi- 
gungen steht die Möglichkeit, landwirtschaftliche Schulden 
durch Wertpapiere abzulösen. Im Verlauf von drei Jahren nach 
dem Inkrafttreten der Verordnung können die landwirtschaft- 
lichen Schulden, die die Summe von 500 Złoty überschreiten, 
durch Wertpapiere abgelöst werden, die der Finanzminister im 
Einvernehmen mit dem Minister für Landwirtschaft und Agrar- 
reform bestimmen wird. Mit den Wertpapieren können nicht 
nur das Schuldkapital, sondern auch die Zinsen, Provisionen, 


Kosten und andere Nebengebühren bezahlt werden, die für die 
Zeit bis zum 1.November 1934 geschuldet werden, 

Es muß betont werden, daß, soweit es um die Schuld selbst 
geht, die Verordnung nur diejenigen Schul- 
den regelt, die vor dem 1. Juli 1932 entstanden 
sind. Außerdem ist der Finanzminister zur Bestimmung der- 
jenigen Wertpapiere befugt, mit denen die landwirtschaftlichen 
Schulden bei den Instituten des organisierten Kredites abge- 
löst werden sollen. Von der Möglichkeit der Bezahlung mit 
Wertpapieren bestehen Ausnahmen, und zwar: mit Wert- 
papieren kann eine Schuld dann nicht abgelöst werden, wenn 
sie durch Entschädigung entstanden ist oder wenn das Schieds- 
amt bestimmt, daß diese Schuld vom Schuldner in bar bezahlt 
werden kann, weil die Zahlungsfähigkeit und wirtschaftliche 
Lage des Schuldners es dem Gläubiger gestattet, von ihm die 
Bezahlung in dieser Form zu verlangen. 

Im dritten Abschnitt der Verordnung ist de Kon- 
vertierung der landwirtschaftlichen Schul- 
den in einen langfristigen Pfandbriefkredit 
geregelt. Diese Konvertierung beruht darauf, daß die auf 
den landwirtschaftlichen Grundstücken hypothekarisch ge- 
sicherten Forderungen im Verlauf von drei Jahren vom Tage 
des Inkrafttretens der Forderung an gerechnet, ohne Einwilli- 
gung der folgenden Schuldner, in 4% prozentige Pfandbriefe 
konvertiert und in einem Zeitraum, der 55 Jahre nicht über- 
steigen darf, getilgt werden. Die Forderung der Gläubiger wird 
mit diesen Pfandbriefen zum al-pari-Kurse getilgt. In Abhängig- 
keit von der Gruppe, zu der der in Frage kommende landwirt- 
schaftliche Betrieb gehört, kann eine verschiedene Konvertie- 
rung Platz greifen. Und so kann sie bei den Wirtschaftsbe- 
trieben der Gruppe A und B in Anwendung kommen für Schul- 
den, die innerhalb der 50prozentigen Schätzungswertgrenze 
liegen; bei Betrieben der Gruppe C mit einer Fläche bis zu 
2000 ha für Schulden, die innerhalb der 40prozentigen Grenze 
des Schätzungswertes liegen; bei den übrigen Betrieben der 
Gruppe C innerhalb der 30prozentigen Grenze des geschätzten 
Grundstückswertes, Der Finanzminister kann jedoch den zu- 
lässigen Prozentsatz des Schätzungswertes für die Gruppe C 
bis zu 50 % des geschätzten Grundstückswertes erhöhen, Die 
Konvertierung kann auch Anwendung finden für Schulden, die, 
sei es durch eine Verkehrshypothek, Sicherungshypothek, 
Rechts- oder Gerichtshypothek oder durch Eintragung eines 
Vorbehalts besichert sind, und das ohne Rücksicht darauf, ob 
die Sicherung durch einfache Eintragung oder durch Vermerk 
sichtbar gemacht ist. Die Konvertierung von Forderungen des 
organisierten Kredites wird in denjenigen Fällen möglich sein, 
die der Finanzminister durch Verordnung bekannt geben wird. 

Wer wird zur Durchführung der Konver- 
tierung berechtigt sein? Vor allem die Institute des 
langfristigen Kred'tes, die vom Finanzminister im Verordnungs- 
wege bekannt gegeben werden. Es muß betont werden, daß 
diese Institute zu einer Revision ihrer Schätzungsordnung 
zwecks Anpassung der bisherigen Normen an die jetzigen 
Wirtschaftsverhältnisse verpflichtet sein werden. Die revidier- 
ten Geschäftsordnungen werden vom Finanzminister bestätigt. 
Den Antrag auf Konvertierung kann sowohl der 
Schuldner wie der Gläubiger stellen. Das Antragsrecht steht 
dem Gläubiger jedoch nur dann zu, wenn seine Forderung 
durch eine Verkehrs- oder Gerichtshypothek besichert und 
durch einfache Eintragung offenbart ist. Die Krediterteilung 
hängt von der Entscheidung des langfristigen Kredit erteilen- 
den Institutes ab, und diese Entscheidung wird auf Grund un- 
abhängiger Beurteilung des Institutes gefällt, Wenn auf dem 
Grundstücke nichtlandwirtschaftliche Schulden hypothekarisch 
besichert sind oder solche Schulden bestehen, die entweder 
nach dem 1. Juli 1932 entstanden sind oder der Konvertierung 
aus anderen Gründen nicht unterliegen und diese Schulden die 
Eintragung des Pfandbriefdarlehns zur ersten Stelle unmög- 
lich machen, dann steht den Gläubigern zur Wahl: ob sie ihre 
Forderungen der Konvertierung unterwerfen wollen oder ob 
sie den konvertierten Schulden den Vorrang einräumen; die 
Einräumung des Vorranges kommt jedoch nur in einem sol- 
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chen Umfang in Frage, daß die gerückten Forderungen in den 
Grenzen von 50 % des Schätzungswertes des Grundstückes, 
wie er von den Instituten des langfristigen Kredites festgesetzt 
wurde, verbleiben. 

Falls auf dem Grundstück Schulden bei Personen des öffent- 
lichen Rechts oder Institutionen und Bankunternehmen be- 
stehen, die hypothekarisch gesichert sind, dann können diese 
Institutionen ihre Forderung entweder konvertieren oder den 
Vorrang abtreten, wobei das in Frage kommene Institut bei 
Abtretung des Vorranges vorher den Abschluß eines Konver- 
sionsvertrages, wie er in dem Gesetz über die Akzeptations- 
bank vorgesehen ist, verlangen kann, 

Weiterhin enthält die Verordnung eine Reihe von Vorschrif- 
ten, die grundsätzliche Bedeutung in Bezug auf das in den 
drei früheren Teilgebieten geltende Hypothekenrecht haben. In 
jedem Falle ist die Absicht dieser Vorschriften der Grundsatz, 
daß den zur Konversion berechtigten Institutionen keinerlei 
Schwierigkeiten im ganzen Umwandlungsprozeß der Hypo- 
thekenschulden in Pfandbriefschulden gemacht werden sollen. 

Da die Institute des langfristigen Kredites Pfandbriefe 
emittieren werden, muß der Finanzminister das Recht haben, 
Änderungen der Rechtsvorschriften der genannten Institute 
vorzunehmen.“ 

So dürfe der Finanzminiſter auf Grund diefer Verordnung 
ſelbſt Verordnungen erlaſſen, die Tilgungsdauer, Art der Til- 
gung und was ſonſt die Neuemiſſion der Pfandbriefe betrifft, 
vereinheitlichen und regeln. Weiterhin könne der Finanzminiſter 
die Forderungen des Staatsfiskus gegen die Inſtitute des lang- 
friſtigen Kredites ganz oder keilweiſe ſtreichen und auch ſonſt alle 
Finanzoperationen durchführen, die eine vollſtändige Ordnung der 
Finanzlage der Inſtikute zur Folge haben. 

„Weiterhin sieht die Verordnung die Zerlegung der 
Rückzahlung und Ermäßigung des Zinssat- 
zes der landwirtschaftlichen Schulden von Rechts wegen vor. 
Die Vergünstigungen von Rechts wegen finden auf die land- 
wirtschaftlichen Schulden der Besitzer von landwirtschaft- 
lichen Betrieben der Gruppe A und B Anwendung. Diese Er- 
mäßigungen beruhen auf der Zerlegung der Schuld in 28 
gleiche Raten, zahlbar am 1. April und 1. Oktober jeden 
Jahres, wobei die erste Rate bereits am 1. April 1935 fällig 
ist. Die Zerlegung in Raten bezieht sich auch auf diejenigen 
Schulden, deren Zahlungstermine durch Vertrag oder Urteil 
der Schiedsämter festgelegt wurden, auch falls diese Termine 
in die Zeit nach dem 1. April 1935 fallen sollten. Dieser Zer- 
legung unterliegt nicht nur das Schuldkapital, sondern auch die 
Zinsen, Provisionen, Kosten u. a. m., die für die Zeit bis zum 
1. Dezember 1934 geschuldet werden. Die Schuldzinsen werden 
selbst dann, wenn sie schon durch Gerichtsurteil festgesetzt 
wurden, auf 3% jährlich gesenkt. Außerdem sehen die Vor- 
schriften der Verordnung Sondervergütungen für 
den Fall vorzeitiger Rückzahlung vor... Die 
Vergünstigungen können jedoch u. a. auch dann aufgehoben 
werden, wenn die Schuld durch eine Entschädigung entstan- 
den ist oder wenn der Schuldner die dingliche Sicherung ver- 
schlechtert oder die Besicherung der Forderung in irgend- 
einer anderen Form verringert. Wenn das Schiedsamt obige 
Fälle feststellt, kann es die sofortige Rückzahlung der gesam- 
ten Schuld bestimmen, für die Rückzahlung kürzere Termine 
bestimmen, die Verzinsung auf 4% % jährlich erhöhen und 
sogar die Sondervergütungen für den Fall vorzeitiger Rück- 
zahlung aufheben. Wenn der Besitzer eines zur Gruppe A ge- 
hörigen landwirtschaftlichen Betriebes zwei aufeinander fol- 
gende Raten nicht bezahlt, ist die Schuld in vollem Umfange 
sofort fällig, jedoch nur dann, wenn die Höhe der Raten vom 
Schiedsamt oder dessen Vorsitzenden bestimmt wurden, Diese 
Vorschrift bezieht sich auch auf die Besitzer der Gruppe B, 
lediglich mit der Änderung, daß eine solche Festsetzung nicht 
vorgesehen ist. Wenn die Verschuldung des Besitzers eines 
zur Gruppe B gehörigen landwirtschaftlichen Betriebes 75 % 
des Schätzungswertes des Betriebes übersteigt, dann kann auf 
Antrag der interessierten Personen das Schiedsamt die Wir- 
kung der Vorschriften von Amts wegen aufheben. 
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Schließlich sieht die Verordnung Vergünstigungen vor, die 
von den Schiedsämtern zuerkannt werden. Wenn die Vertei- 
lung der Rückzahlungsraten und die Herabsetzung der Ver- 
zinsung der landwirtschaftlichen Schuld nicht von Rechts 
wegen erfolgt, kann auch das Schiedsamt besondere Rück- 
zahlungstermine festsetzen.“ 

Erwähnenswert fei noch, daß das Schiedsamt auch die durch 
Erbteilung der landwirtſchaftlichen Betriebe in der Zeit vom 1. Ja- 
nuar 1926 bis 1. Juli 1932 entſtandenen Schulden ermäßigen 
könne, ebenſo wie die Reftkaufgelder und den Pachtzins. 

„Der siebente Abschnitt der Verordnung sieht schließlich 
das Vergleichs- und Liduidations verfahren 
vor. Diesem Verfahren unterliegen die Besitzer landwirtschaft- 
licher Betriebe der Gruppe B und C, falls ihre Verschuldung 
im Verhältnis zum Wert ihres Grundstückes übersteigt: bei 
den Grundstücken der Gruppe B 75 %, der Gruppe C — von 
einer Fläche von 500 bis 1000 ha — 50 %, von 1000 bis 2000 ha 
40 % und einer Fläche über 2000 ha 30 %. 

Es verdient, betont zu werden, daß das Vergleichsverfah- 
ren das ganze Vermögen des Schuldners betrifft, dagegen das 
Liquidationsverfahren sich lediglich auf das Grundstück selbst 
erstreckt. Die Entscheidung wird in diesen Fällen vom Schieds- 
amt in besonderer Zusammensetzung gefällt.“ 

Das Vergleichsverfahren werde für diejenigen Be- 
figer der landwirtſchaftlichen Grundſtücke in Frage kommen, auf 
die ſich die Vergünſtigungen entweder bezogen oder die infolge 
einer zu hohen Verſchuldung nicht unker dieſe Bedingungen fielen, 
wenn fie ihren privat- und öffentlich- rechtlichen Verpflichtungen 
nicht mehr nachkommen. Die Grundſätze der Eröffnung des Ver- 
gleichsverfahrens der Feſtſtellung der Verſchuldung u. a. m. ſind 
in der Verordnung vorgeſehen. Entſcheidend fei, daß vom Augen- 
blick der Eröffnung des Verfahrens an der Schuldner keine Yer- 
bindlichkeiten, die über den Rahmen einer ordnungsmäßigen Wirt- 
ſchaftsführung hinausgehen, übernehmen dürfe. Über die endgül- 
tige Aufſtellung des Verteilungsplanes enkſcheide die Gläubiger- 
verſammlung mit 3/5 der Stimmen. Der angenommene Vergleich 
bilde dann einen rechtskräftigen Titel. Das Liquidations- 
verfahren ſchließlich greife nur dann Platz, wenn ein Ver- 
gleichsverfahren nicht abgeſchloſſen bzw. dasſelbe durch das 
Schiedsamt nicht beſtätigt oder für ungültig erklärt wurde. In 
dieſem Falle werden die Grundſtücke zur Zwangsverſteigerung 
gebracht nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung mit einigen 
durch beſondere Verordnungen noch zu beſtimmenden Einſchrän⸗ 
kungen. Dieſe Anderungen ſollen eine Beſchleunigung des Liqui- 
dationsprozeſſes ermöglichen. Von Wichtigkeit fei, daß das Min- 
deſtgebot im erſten Termin 50 % des karierten Grundſtückswerkes 
und im zweiten Termin mindeſtens 30 % betragen müſſe. Staats- 
fiskus und die Bank Rolny haben bei dieſen Verſteigerungen 
das Vorkaufsrecht. 


„Ermäßigungen für die Schuldner von 
Staatsbanken. 

Die Ermäßigungen für die Schuldner von Staatsbanken wer- 
den vor allem in der teilweisen Niederschlagung der Schuld- 
summe, Verteilung der Rückstände, Übertragung der Rück- 
zahlungen auf neue Tilgungstermine sowie in der Herabset- 
zung des Zinssatzes bestehen. 


Zum Zwecke der Entschuldung werden durch Verordnung 
des Finanzministers in der Staatlichen Agrarbank (Państwowy 
Bank Rolny) und in der Landeswirtschaftsbank (Bank Gospo- 
darstwa Krajowego) besondere „Entschuldungsfonds“ 
geschaffen .. , deren Gesamthöhe wahrscheinlich 100 Millionen 
Zloty übersteigen werden.“ z 

Auch auf dem Gebiete des langfriſtigen Kredites feien in eim- 
zelnen Fällen teilweife Niederſchlagungen der Schuldſummen vor- 
geſehen. Die allgemeinen Ermäßigungen würden in der Kon- 
verſion der rückffändigen Raten des langfriſtigen Kredites in eine 
neue Amortifationshypothek bzw. die Zerlegung der Abzahlung 
der Rückſtände in eine Reihe für den Schuldner günſtigen Raten 
beſtehen. 

ur Verhältnis zum Umſatzfonds der Agrarreform werde die 
Höhe und der Charakter der den Schuldnern gewährten Ermäßi- 


gungen vor allem davon abhängen, wodurch die Verſchuldung ent- 
ſtanden ſei. 

„Die größten Ermäßigungen sind für diejenigen Schuldner, 
die durch Landkauf, sei es aus Staatsbesitz oder aus privater 
Parzellierung, verpflichtet sind, vorgesehen, Im ersten Falle 
werden die Ermäßigungen auf Grund einer neuen Schätzung, 
die dem verringerten Werte des erworbenen Grundstückes 
und der Gebäude angepaßt sind, erteilt werden, während im 
zweiten Falle eine Senkung der Schuldsumme um 50% 
erfolgt.“ 

Für beſonders hoch verſchuldeke Betriebe feien zuſätzliche Er- 
mäßigungen vorgeſehen, für die der Minifter für Landwirtſchaft 
und Agrarreform noch beſondere Beſtimmungen erlaſſen werde. 

In Bezug auf den Weliorationskredit werde eine gewiſſe 
Individualiſierung bei der Zuerkennung von Vergünſtigungen 
durchgeführk werden. Grundſatz ſoll jedoch dabei ſein, daß die 
Verſchuldung nach der Erteilung der Ermäßigungen 500 Zloty je 
meliorierfen ha des Grundſtücks nicht überſteigen folt. 

Die Tilgungsdauer werde in den Fällen, bei denen der Kredit 
zum Landkauf verwendet wurde oder als Reſtkaufgeld von Staats- 
beſitz entjtanden fei, bis zu 60 Jahre gehen. Für Rentenſchuldner 
ſeien ebenfalls individuelle Ermäßigungen vorgeſehen, die von den 
einzelnen Wojewoden erteilt werden. Die Geſamthöhe der Til- 
gungen werde vorausſichtlich 350 Willionen überſteigen, d. h. um 
diefe Summe werde fih die Verſchuldung der Landwirkſchaft im 
Verhältnis zum Umſatzfonds der Agrarreform verringern. 

Eine der Verordnungen ſieht eine Novelle für das Geſetz von 
1033 vor, auf das fich die Tätigkeit der Akzeptationsbank ſtützt. 
Vor allem erhält die Akzepfationsbank das Recht, eigene Obli- 
gationen zu emittieren, die zur Übernahme der Forderungen der 
landwirtſchaftlichen Kreditinſtitutionen dienen ſollen. Die Garantie 
für diefe Obligationen übernimmt der Skaaksfiskus .. Es muß 
hinzugefügt werden, daß die Zwangseinziehung der Forderungen 
der Akzeptationsbank nach dem Gutdünken der Bank entweder 
auf dem in der Zivilprozeßordnung vorgeſehenen Wege oder auf 
dem PVerwaltungswege durchgeführt wird. Wenn zwiſchen dem 
landwirtſchaftlichen Schuldner und der Akzeptationsbank ein den 
Abſchluß eines Vergleichsabkommens vermittelndes Gläubiger- 
inſtitut ſteht, jo wird das Recht der Bank fih ſowohl auf das Yer- 
mittlerinſtitut, wie auf das das Abkommen ſchließende Gläubiger- 
inſtitut als auch auf den Schuldner ſelbſt erſtrechen. Wenn die 
Schuldner der Gläubigerinftitute Beſitzer landwirtſchaftlicher Be- 
kriebe der Gruppen A und B find, dann iff das Gläubigerinſtitut 
zum Abſchluß des Vergleichabkommens verpflichtet, Die Pflicht 
beſteht im Verhältnis zur Gruppe B nur dann, wenn die Per- 
ſchuldung des Grundſtückseigentümers 75 % der revidierten 
Schätzung des Inſtitutes des langfriſtigen landwirkſchaftlichen Kre- 
dites nicht überſteigt. Hierbei iſt alſo der Zwang zum Abſchluß 
des Abkommens unkerſtrichen. 
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Die ſchärfſte Ablehnung findet die Entſchuldungsgeſetzgebung 
in den Kreiſen des Großgrundbeſitzes und in den dieſem nahe- 
ſtehenden Blättern. Faſt in einer Front mit ihnen ſtehen aber 
auch die Pommereller Zeitungen, die das Sprachrohr der oppo- 
ſitionellen Nationaldemokratie ſind. Eine Erklärung dafür kann 
man u. a. auch darin finden, daß der Nutzen der Entſchuldungs⸗ 
aktion für dieſen Landesteil unvergleichlich geringer ift als bei- 
ſpielsweiſe für Kongreß- und beſonders Oſtpolen. Während näm- 
lich in dieſen letzteren Gebieten der freie und unorganiſierte Kre- 
dit, der vielſach Wucherkredit ift, enkſchieden überwiegt, ift da- 
gegen für Poſen und Pommerellen der organiſierte Kredit die 
Regel. Eine Herabſetzung dieſer Schulden ift aber nach den duhe- 
rungen des Finanzminiſters im allgemeinen nicht beabſichtigt. 

Das „Slowo Pomorskie“ beiſpielsweiſe, das im weſentlichen 
den Gläubigerſtandpunkt vertritt, ſieht die Ausführungen Za- 
wadzkis unter einem anderen Geſichtswinkel. Denn der Zwang, 
den konverkierken Teil der Privatſchuld in der erſten Hälfte des 
Schätzungswerkes in 4 prozentigen Pfandbriefen und dazu zum 


pari Kurſe entgegennehmen zu müſſen, berge ja bereits einen Yer- 


luft in fih, da in Wirklichkeit der Gläubiger für diefe Pfand- 
briefe beim Verkauf nur ungefähr den halben Nennbetrag er- 


halten dürfte. Zu dem gleichen „Vorzugskurſe“, und zwar eben- 
falls für die Hälfte der Schuldſumme, werde jeder feine Privat- 
ſchuld, falls fie 500 Zloty überſteige, im Verlaufe von drei Jah- 
ren mit Staatspapieren oder Pfandbriefen der Kreditgeſellſchaf⸗ 
ten ablöſen können. 

Die vom Staake eingeleitete Aktion zur Erleichterung der Lage 
der Landwirtſchaft ſei unbedingt notwendig geweſen. Nur müßten 
durch diefe Maßnahmen nicht nur Privat- und Vankſchulden 
verringert werden, ſondern fie müßten, was vom Minifter aller- 
dings unerwähnk gelaſſen worden ſei, ebenſo auf die immer mehr 
anwachſenden öffentlichen Laſten Anwendung finden. 

Ob jedoch unter den angenommenen Umſtänden der Weg, den 
die Regierung eingeſchlagen habe, der richtige fei und mit den 
Grundſätzen der Rechtsordnung und der nationalen Wirkſchaft in 
Einklang zu bringen fein werde, das bleibe noch dahingeſtellk. 
Und falls es nicht zuträfe, dann müſſe man weiterhin fragen, 
ob ein ſolches Unternehmen dem geſamten Wirtſchaftsleben nicht 
mehr Schaden als Nutzen bringen könne. 

Einer der hauptſächlichſten und entſcheidendſten Faktoren der 
Wirtſchaftskriſe fei das fehlende Verkrauen und beſonders auch 
die wirtſchaftliche, rechtliche und politiſche Unſicherheit. 

„In unserem Polen verschlimmern besondere politische Ver- 
hältn’sse diese rechtliche und wirtschaftliche Unsicherheit noch 
mehr. Das Gesetz über die Entschuldung der Landwirtschaft 
in solcher Form, wie sie der Finanzminister dargestellt hat, 
wird ein neuer Faktor der allgemeinen Unsicherheit und der 
Erschütterung des allgemeinen Vertrauens sein. Die Wieder- 
herstellung des Gleichgewichts im Wirtschaftsleben, die Liqui- 
dierung der „Krise“, eine Kapitalisierung in größerem Um- 
fange, werden ohne Wiederherstellung der Stabilität, der poli- 
tischen und Rechtsverhältnisse, der Rechtssicherheit, der nor- 
malen Funktion der wirtschaftlichen Institutionen und der Ach- 
tung allgemeiner Grundsätze, auf die sich das Wirtschafts- 
leben stützt, nicht zu erreichen sein. Die neuzeitliche Land- 
wirtschaft kann ohne Kredit nicht bestehen. Verordnungen 
dieser Art jedoch, die einseitig auf Kosten der Gläubiger gehen, 
erschweren in Zukunft diesen auf normalem Wege erteilten 
Kredit und machen den Weg für den gefährlichsten, nämlich 
den Wucherkredit, frei, der bisher unter der Landbevölkerung 
in den verschiedensten Formen anzutreffen war. 


Aber auch die Rechte und Interessen jener „Gläubiger“ 
kann man nicht unterschätzen, über die jedoch der Herr 
Finanzminister zur Tagesordnung übergeht, wie wenn wir bei 
uns über eine starke Kapitalistenschicht verfügten, deren be- 
sondere Interessen vor denen der Allgemeinheit zurücktreten 
müßten. Zweifellos gibt es auch solche Kapitalisten, solche 
Wucherer, die aus der produktiven Arbeit anderer Nutzen 
ziehen und die wir bestimmt nicht in Schutz zu nehmen ge- 
denken. Aber mit Ausnahme des Herrn Ministers sehen wir 
nicht, daß in dem Gesetzesplan irgendein Unterschied gemacht 
würde zwischen solchen Gläubigern und den Besitzern der be- 
rechtigsten Forderungen, wie sie sowohl den Landwirten als 
auch anderen produktiven sozialen Schichten zustehen, Kredit- 
institutionen wie Banken, Sparkassen, Versicherungsfonds, 
Waisenkassen u. a. m. repräsentieren die Interessen des gan- 
zen Volkes ohne Ausschluß der Landwirtschaft und verdienen 
den Schutz genau so wie die ländlichen Schuldner ... Diesen 
Institutionen sichert der Herr Minister die Möglichkeit, staat- 
liche Garantien zu erhalten — wobei jedoch noch nicht be- 
kannt ist, wie weit diese reichen sollen — und einen höheren 
Zinsfuß von 4% % im Gegensatz zum normalen 3prozentigen 
Satz. Warum ist jedoch dieser Satz so niedrig für die anderen 
Gläubiger festgesetzt worden, ohne irgend einen Unterschied 
zwischen ihnen zu machen? Gibt es denn unter diesen Gläu- 
bigern nicht auch solche, die den Schuldnern durch Erteilung 
eines Darlehns den allergrößten Dienst erwiesen, trotzdem sie 
ihr Kapital mit 10 % und mehr in Staatspapieren anlegen konn- 
ten; gibt es keine Gläubiger aus Erbauseinandersetzungen, 
aus nicht bezahlten Restkaufgeldern, gibt es keine Landwirts- 
witwen und -Waisen, die ausschließlich von der ihnen zuge- 
sicherten Rente leben? Und die anderen Berufe, wie Hand- 
werker, Industrielle, redliche Kaufleute, die ihre Forderungen 
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nicht zurückerhalten können, und die nunmehr infolge der Zah- 
iungsunfähigkeit des Schuldners vor dem Zusammenbruch 
stehen; verdienen auch diese alle nicht eine rücksichtsvollere 
Behandlung durch die Entschuldungsgesetzgebung?“ 

Sachlicher als die eben wiedergegebenen find die Bekrachtun⸗ 
gen und Bedenken, die im „Czas“ — dem Blatt der Krakauer 
Konfervativen — zum Ausdruck gebracht werden. 

Die Liquidationsmöglichkeit, die lediglich für den Großgrund- 
beſitz in Anwendung gebracht werden folle, und die Abhängigkeit 
der zu gewährenden Vergünſtigungen von Größe des Beſitzes und 
Höhe der Verſchuldung ſtelle gegenüber früheren Geſetzen etwas 
vollkommen Neuartiges dar. Der „Czas“ glaubt fie als „privilegia 
odiosa“ bezeichnen zu müſſen, da fie durch entſprechende Anord- 
nung der Entſchuldungsnormen auf die Liquidation des Groß- 
grundbeſitzes für die Hälfte ſeines heutigen Werkes abzielten. In 
ihrer Tendenz gehen ſie ſogar weiter als das Geſetz über die 
Durchführung der Agrarreform und das Dekret über die Land- 
annahme für Zins und Steuerrückſtände. Für den Großgrund- 
beſitz bedeuteten fie deshalb die Forkſetzung von Au znahme⸗ 
beſtimmungen. 

Wenn die Zerlegung der Schulden von Rechts wegen in 28 
gleiche Raten bei 3prozentiger Verzinſung, von denen die erſte 
bereits am 1. April 1935 fällig fei, für die Beſitzer von landwirt- 
ſchaftlichen Betrieben der Gruppe A und B zweifellos ſehr be- 
deutend ſeien, ſo habe man jedoch dabei einen ſehr weſentlichen 
Punkt unberückſichtigt gelaſſen, und zwar die Feſtſetzung einer 
enkſprechenden Karenzzeit. 

„Die Lage der kleinen Landwirte wird sich bis zum Früh- 
ling nicht soweit geändert haben, als daß man unter der An- 
drohung der sofortigen Fälligkeit der ganzen Schuldsumme die 
Bezahlung von jährlich rund 10 % der Schuldsumme verlangen 
könnte. Wir befürchten nur, daß die Anstrengung übermäßig 
groß sein wird und dadurch möglicherweise die Entschul- 
dungsaktion bereits im Anfang hemmen könnte.“ 

Jedenfalls müſſe das Fehlen der Karenzzeit als eine ſchlechte 
Beendigung dieſes jonft gut gedachten Entſchuldungsabſchnitkes 
angeſehen werden. 

In gleichem Zuſammenhang weiſt ein anderes Blatt darauf 
hin, daß der Erfolg der Entſchuldungsaktion u. a. davon abhänge, 
daß dem Kleingrundbeſitz in genügendem Umfange billiger mittel- 
friſtiger Kredit für eine Zeit von 3—5 Jahren als Umſatzkapital 
zur Verfügung geſtellt werde. Denn das Genoſſenſchaftsweſen, 
das früher kurzfriſtiges Umſatzkapital ausgeliehen habe, leide im 
Augenblick unter den gleichen Kriſenerſcheinungen wie die Land- 
wirkſchaft. 

Ein anderer ſchwacher Punkt der neuen Geſetzgebung ſeien 
die Vorſchriften über das Liquidationsverfahren und die ange- 
nommenen Verſchuldungsnormen, die unabſehbare Fehler und Un- 
gerechtigkeiken zur Folge haben könnten, Es fei vor allem unver- 
ſtändlich, was die Sachbearbeiker veranlaßt haben könne, eine 
Verſchuldung, die 30 % des Grundſtückswerkes überſteige, als für 
den üblichen Entſchuldungsweg zu hoch anzuſehen. 

„Eine so plötzliche Revolution in der Auffassung über die 
mögliche Entschuldungshöhe für landwirtschaftliche Betriebe 
kann nur dadurch erklärt werden, daß man in künstlicher Form 
und mit drakonischen Vorschriften ein Landangebot erzwingen 
Will, und dies in einem Zeitpunkt, wo der Landvorrat auf dem 
freien Markte auch ohnehin keine Abnehmer findet. 

Bei einer derartigen Konstruktion der Vorschriften ist der 
Minister für Landwirtschaft und Agrarreform ermächtigt wor- 
den, die landwirtschaftlichen Betriebe der Schuldner in den 
Besitz des Staates zu übernehmen, sofern die Versteigerung 
im ersten Termin für einen Preis von 50 % des Schätzungs- 
Wertes nicht zustande kommt. Diese Berechtigung kennzeichnet 
die Tendenz des Staates, die Grundstücke, wenn auch für 
einen privilegierten halben Preis des Wertes zu übernehmen, 
die dann verwaltet oder aber parzelliert werden müssen. Diese 
Tendenz tritt in dem Augenblick zutage, in dem der Finanz- 
minister mit dem Haushaltsdefizit auch ohnehin nicht fertig 
wird und in dem er gleichzeitig ein Opfer von mehreren 100 
Millionen Zloty zur Bezahlung früherer Agrarexperimente brin- 
gen muß.‘ 
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Gerade diefe letzten Beſtimmungen find mit ein Grund für die 
düſtere Stimmung unter den Großgrundbeſitzern und die von ihnen 
gehegten Befürchtungen. Nach einem Bericht im „Glos Narodu“ 
habe Ende Oktober in Warſchau eine Tagung der Gutsbefiger- 
organiſation Kongreßpolens ftatfgefunden, auf der „in melan- 
cholischer Stimmung verhandelt wurde.“ In den Liquidations- 
beſtimmungen ſehe man ausgeſprochene Enkeignungstendenzen. 

„Zur Charakterisierung der Stimmung unter den Gutsbe- 
sitzern verdient die auf der Tagung zum Ausdruck gebrachte 
Hoffnung, daß das Entschuldungsgesetz vielleicht in der jetzi- 
gen Form nicht veröffentlicht und also nicht in Kraft treten 
werde, hervorgehoben zu werden.“ 

Dieſe Hoffnung iff inzwiſchen nun durch die Veröffentlichung 
der Geſetze, wie zu erwarten war, enktäuſcht worden. 

Ein abſchließendes Urteil über die geſamte neue Geſetzgebung 
iſt in der Preſſe noch nicht enthalten und darf wohl auch erſt nach 
der Bekanntgabe der verſchiedenen Ausführungsbeſtimmungen er- 
warket werden. 


„Polska Gospodarcza“, Heft 43, vom 27. 10. 1934 und 
Heft 44 vom 3. 11. 1934; „Gazeta Polska“ vom 23, 9., 20. 10., 
23. 10. und 2. 11. 1934; „Stowo Pomorskie“ vom 28. 10. 
1934; „Kurjer Poranny“ vom 30. 10. 1934; „Czas“ vom 
3. 11. 1934; „Glos Narodu“ vom 27. 10. 1934; „Gazeta 
Gdańska“ vom 4. 11. 1934; „Iustrowany Kuryer Co- 
dzienny“ vom 29. 10. 1934.] 


Das Problem der Motorifierung in Polen, 


Die feit 1931 zu verzeichnende ununkerbrochene ſtarke Ab- 
nahme der Anzahl der ſich im Verkehr befindlichen Kraftwagen 
hat nach dem Bekanntwerden des Standes vom 1. Juli 1934 zu 
erneuter Diskuſſion des Problems der Motorifierung in Polen 
Anlaß gegeben. 

In den vier Jahren von 1980 bis 1934 fei der Aufomobilver- 
kehr in Polen, als dem einzigen Staate Europas, der überhaupt 
eine Abnahme zu verzeichnen habe, um 30 % zurückgegangen. 
Das Problem der Demokoriſterung des Landes werde dadurch 
immer brennender und geftatte keinen weiteren Aufſchub. Nach 
Anſicht der „Gazeta Polska“ iff der hauptſächlichſte, wenn nicht 
ſogar einzige Grund des Niederganges des Automobilismus in 
Polen der unverhälknismäßig hohe Zoll, der jedem aus dem Aus“ 
lande eingeführten Kraftwagen auferlegt werde. 

„Diese prohibitiven Zollsätze haben zur Folge, daß Polen 
das Land der teuersten Automobile der Welt ist. Ein Kraft- 
wagen volkstümlichen Typs, dessen Preis in jedem anderen 
Lande zwischen 4000 und 6000 Zloty schwankt, kostet in 
Polen über 12000 Zloty. Noch größer ist der Unterschied bei 
den Wagen höherer Qualität. Hinzu kommen bei uns zu Lande 
noch zahlreiche Aufschläge, die jeden Kraftwagenbesitzer be- 
lasten, und verschiedene, vielfach sehr lästige Formalitäten, 
die jeder Besitzer zu erledigen hat. Das Ergebnis ist, daß sich 
immer weniger Käufer von Privatautos finden. 

Zahlreiche Wirtschaftsorganisationen und Automobilinstitute 
sind wiederholt an die Regierung mit dem Hinweis auf die 
Notwendigkeit, die bisherige Motorisierungspolitik einer Revi- 
sion zu unterziehen, herangetreten, da sie letzten Endes ge- 
radezu entgegengesetzte Ergebnisse zeitige, als beabsichtigt, 
nämlich zu einer vollkommenen Demotorisierung des 
Landes führe. Dies ist vom wirtschaftlichen Standpunkt 
äußerst unerwünscht und gleichzeitig sehr gefährlich im Hin- 
blick auf die Landesverteidigung.“ 

Eine große Schwierigkeit anderer Art, die viel ſchwerer zu 
beſeitigen ſein werde als die hohen Zölle, ſei die ſtarke Verknüp⸗ 
fung des Problems der Motorifierung mit dem unerläßlichen Aus. 
bau des Straßennetzes. Die bisherige Motorifierungspolitik fei 
von der unlösbaren Verknüpfung dieſer beiden Probleme ausge- 
gangen und belaſte daher mit einem übermäßig großen Teil der 
Leiſtungen für den Straßenbau — den Kraftwagenverkehr, was 
diefer bei den heuligen ſchlechten Renkabilitätsbedingungen der 
Kraftwagen zu kragen nichk in der Lage war. 

„Es unterliegt nicht dem geringsten Zweifel, daß sowohl 
das Gesetz über den Wegefonds, wie auch die zugunsten der 


polnischen Autoindustrie geführte Schutzpolitik keine Daseins- 
berechtigung haben und unseren Kraftwagenbestand zum Ruin 
gebracht haben. Wir besitzen heute im Verhältnis zur Bevöl- 
kerungszahl die geringste Anzahl Kraftwagen in Europa.“ 

Um nur einige Verhältniszahlen zu nennen, fei erwähnt, daß 
das Verhältnis der auf ein Auto entfallenden Perſonenanzahl in 
den Vereinigten Staaten 5:1, in Frankreich 26: 1, Mexiko 190 : 1 
und in Polen 1291: 1 ſei. 

„Mit diesem kompromittierenden Verhältnis übertreffen wir 
sogar noch — Britisch Indien, wo ein Auto auf 2908 Be- 
wohner entfällt.“ 

In Bezug auf je 100 qkm der Staaksoberfläche ſtehe Polen 
mit Auſtralien, und zwar mit je 7 Autos auf 100 qkm auf glei- 
cher Stufe. 

Die Zu- bzw. Abnahme der Kraftwagenanzahl 
in den verſchiedenen Staaken für die letzten zwei Jahre zeigt nach- 
ſtehende der „Codzienna Gazeta Handlowa” entnommene Tabelle: 


Land Anzahl der Kraftwagen + Zunahme, 

in Tauſenden — Abnahme 

1932 1933 in Tauſenden 
Frankreich 1710 1731 + 21 
England 1578 1633 + 5⁴ 
Deutſches Reich 600 659 +59 
Auſtralien 525 533 + 7 
Italien 294 317 — 23 
Belgien 176 188 +7 
Holland 125 135 + 10 
Japan 100 101 + 1 
Algier 9³ 100 Ye 
Tſchechoflowakei 91 99 + 8 
Schweden 84 93 + 9 
Mexiko 67 86 + 19 
Norwegen 49 51 ＋ 2 
Portugal 31 35 4 

Polen 28 25,3 ONA i 


„Aus dieser Tabelle geht deutlich hervor, daß in allen hier 
angeführten Staaten die Zahl der Kraftwagen zugenommen 
hat, während lediglich in Polen ein recht bedeutender Rück- 
gang zu verzeichnen ist. 

Noch deutlicher wird diese Tatsache, wenn man in Be- 
tracht zieht, wie langsam die Zahl der Autos in Polen in den 
einzelnen Jahren angestiegen ist: 


1. 1. 1927 16500 Autos; 1. 1. 1928 22 000; 1. 1. 1929 29500; 
1. 1. 1930 37000; 1 .1. 1931 39000; 1. 7. 1931 33 600; 
1. 1. 1932 28000; 1. 1. 1933 25245; 1. 7. 1933 25796; 1. 1. 1934 
26 133 Autos.“ 

Als Gründe für eine derartige ſtarke Abnahme nennt der Yer- 
faſſer dieſes Artikels neben den überaus hohen Zöllen und der 
übermäßigen Beſteuerung die Monopolifierung des Marktes und 
das geringe Einkommen der Bevölkerung Polens. 

Als Beiſpiel für die Auswirkung der hohen Zollſätze ſei er- 
wähnt, daß ein Ford-Auto, das in Gdingen vor der Verzollung 
7000 Zloty koſtek, durch den Zollaufſchlag bis auf 15 000 Zloty 
verteuert werde. Andererſeits zahle der polniſche Verbraucher 
für 1 Liter Benzin 70 Gr., während der franzöſiſche oder tſche⸗ 
chiſche Verbraucher für den gleichen polniſchen Benzin nur 20 Gr. 
zahle. 

Im Oktoberheft der Monakszeitſchrift des Aukomobilklubs Po- 
lens, „Auto“, find ftatiftifche Zuſammenſtellungen und Diagramme 
über Stand und Entwicklung des Kraftfahrweſens in Polen ent- 
halten. An diefe Angaben ſchließt der „Iluſtrowany Kuryer Co- 
dzienny” folgende Betrachtung: 

„Aus dieser Statistik ist die Abnahme der Anzahl mecha- 
nischer Fahrzeuge jeder Art von 1931 an ersichtlich. Die ein- 
zige Ausnahme bilden die Motorräder, deren Zahl eine ge- 
wisse Zunahme zeigt. Bis Ende 1930 ist die Zunahme der Mo- 
torisierung, wenn auch eine langsame, so doch den Verhält- 
nissen entsprechende und normale gewesen. Dagegen setzt im 
Jahre 1931 ein gewaltiger Sturz ein, der nur im Jahre 1931 
etwas abgebremst wird, um einer scheinbaren kleinen Ver- 


besserung Platz zu machen, Die Erklärung dafür findet man 
darin, daß ein Teil der aus dem Verkehr gezogenen Wagen 
langsam wieder in den Dienst gestellt wird und infolgedessen 
erneut Registrierungsnummern auskauft. 

Das Bild des Zusammenbruches. Die den 
zahlenmäßigen Stand der Kraftwagen in Polen darstellende 
graphische Kurve ist ein wahres Spiegelbild der Verhältnisse 
und der Maßnahmen auf dem Gebiete der Motorisierung in 
Polen. Bis zum Ende des Jahres 1930 er- 
möglicht ein freier Handel, freie Konkur- 
renz, entsprechend angewandte Zölle, noch 
verhältnismäßig zutreffende Steuern sowie 
eine allgemeine den Kraftwagenverkehr 
fördernde Politik — eine normale Entwick- 
lung dieses Wirtschaftsgebietes, wenngleich diese Entwick- 
lung auch langsam vor sich geht. 

Wenn dieser Zustand weiterhin beibehalten worden wäre, so 
könnten wir, selbst unter der Berücksichtigung der augenblick- 
Echen Weltwirtschaftskrise und ihrer hemmenden Wirkungen, 
unter normalen Bedingungen zum 1. Juli 1934 mindestens 65 000 
Autos gehabt haben. Statt dessen haben wir — wie die Sta- 
tistik zeigt (zusammen mit Motorrädern und anderen mecha- 
nischen Wagen) — nur 35 000, d. i. fast die Hälfte, i 

In den Jahren 1931 und 1932 fiel die Zahl der Autos in 
Polen gewaltig. Der Grund dafür ist die überaus hohe 
Abgabe für den Staatlichen Wegefonds. Diese 
Steuer traf den sich in der Entwicklung befindlichen Auto- 
mobilismus in Polen sehr hart. Die Jahre 1933 und 1934 zeigen 
eine unbedeutende Zunahme, aber hauptsächlich bei denjenigen 
Wagenarten, für die gerade die Wegesteuer ermäßigt wurde, 
Es sind dies die privaten Personenautos und Motorräder. Da- 
gegen ist der Rückgang derjenigen Wagenkategorien nicht auf- 
gehalten worden, die auch weiterhin mit hohen Abgaben be- 
lastet werden, d. s. die Verkehrsautobusse, Lastkraftwagen 
und Autotaxen. Die Steuerbelastung hatte also in den letzten 
vier Jahren den entscheidenden Einfluß auf die Anzahl der 
verkehrenden Kraftwagen in Polen, 

Die Folgerungen aus alle dem zu ziehen, bereitet keine 
größeren Schwierigkeiten. Es erweist sich nämlich, daß alle 
übermäßigen Steuerbelastungen, die zur 
Vermehrung der Einnahmen des Wegefonds 
beitragen sollen, nur entgegengesetzte Fol- 
gen haben. Sie verringern nur die Zahl der 
Zahler, ohne die Einnahmen zu erhöhen.“ 

In ähnlicher Form habe die falſche Miotorifierungspolitik auch 
die recht beachtliche Entwicklung des Aukobusver⸗ 
kehrs zum Stillſtand und Erliegen gebracht. Vor allem fei auch 
hier die allzu hohe Beſteuerung des Autobusverkehrs von den 
nechteiligften Folgen geweſen. Außerdem habe die Durchführung 
der Verordnung über den konzeſſionlerten Erwerbs- 
transport von Perſonen und Gütern mit Aukobuſſen und 
Lastkraftwagen die Zahl der in Polen verkehrenden Autobuſſe 
auf ein Drittel des früheren Standes reduziert. Schließlich habe 
nach der kürzlichen Einführung von Autobuſſen der Pol- 
niſchen Staatseifenbahn auf den wichtigſten, alfo auch 
renkabelſten Strecken, zur weiteren Einſchränkung des allgemei- 
nen Autobusparkes geführt. 

„Es ist eine wohl schwer zu bestreitende Tatsache, daß 
das Verkehrsministerium durch Aufnahme des Auto- 
busverkehrs nicht nur eine Reihe kleiner privater Arbeits- 
Stätten zum Erliegen gebracht hat, sondern sogar selbst zu 
dem von ihm geführten Autobusverkehr 
sehr bedeutende Summen zulegt und dadurch 
das mögliche Defizit der Staatsbahnen nur noch vergrößert.“ 

Mit dem Problem der Motorifierung des Landes hat fich be- 
reits vor längerer Zeit die Induſtrie- und Handelskammer in 
Warſchau beſchäftigt und eine diesbezügliche Eingabe bei der Re- 
gierung gemacht. Darin hat ſie ſich für eine bedeutende Senkung 
der bisherigen Zollſätze auf Autos ſowie für die Schaffung von 
Bedingungen, die die Monlage im Inlande ermöglichen, ausge- 
ſprochen. Dies fei nach ihrer Anſicht durch enkſprechende Staffe- 
lung der Zölle möglich, da nur dadurch vorläufig zahlreiche Hilfs- 
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zweige geſchaffen werden könnten, aus denen in einigen Jahren 
eine eigene Autoinduſtrie hervorgehen könne. 

Bei der Frage der Anſchaffung von Kraftwagen ſtehe noch zur 
Entſcheidung, ob man dieſe aus dem Auslande einführen oder 
im Inlande herſtellen folte. 

„Die Erfahrungen, die wir bisher mit der 
inländischen Autoindustrie gemacht haben, 
sind so traurig, daß diese Möglichkeit prak- 
tisch gar nicht in Frage kommt. 

Wir haben Autos in geringer Anzahl und zu phantastisch 
hohen Preisen hergestellt, was ja miteinander in Beziehung 
steht. Eine Autoindustrie benötigt nicht nur große Kapitalien, 
sondern auch ein Heer geschulter Spezialisten. Wir haben 
weder das eine noch das andere. Die Schaffung einer eigenen 
Autoindustrie ist auch vom Absatzmarkt abhängig, und diesen 
besitzen wir ebenfalls nicht.“ 

Dafür aber ſieht der Verfaſſer dieſes Artikels eine Möglich- 
keit darin, daß man für die ausländiſchen Fabriken, die durch 
ihre ſolide Arbeit bekannt ſind, die Möglichkeit zur Anlage 
und Führung von Monkagewerkſtäkten großen 
Stils in Polen gibt. Dabei müßte jedoch zur Bedingung gemacht 
werden, daß die größtmöglichſte Anzahl von Einzelteilen, die im 
Inlande hergeftellt werden können, von dieſen Fabriken mit der 
Zeit in zunehmendem Maße verwendet würden. „Mit der Zeit — 
denn vorläufig ist das aus technischen Gründen noch nicht 
durchführbar.“ 

Eine weitere von der Regierung den ausländiſchen Montage- 
werken zu ſtellende Bedingung müßte die finanzielle Teilnahme 
dieſer Firmen am Ausbau des polniſchen Straßennetzes ſein. Es 
würde dies ja logiſcherweiſe mit den Intereſſen dieſer auslän- 
diſchen Firmen zuſammenfallen, da der Ausbau von Straßen ja 
gleichzeitig den Abſatzmarkt erweitere. Es fei daher anzunehmen, 
daß in eigenem Intereſſe keines dieſer Unternehmen ſich weigern 
würde, dieſe Bedingungen anzunehmen. 

Mit der Frage der notwendigen Motorifierung des Landes 
beſchäftigt ſich feit einiger Zeit nun auch die „Gazeta Polska“, 
und zwar hat fie dieſes Problem zur allgemeinen Diskuſſion ge- 
ſtellt, worauf in der Tat auch ſchon eine Reihe von Artikeln 
eingegangen iſt und abgedruckt wurde. Im weſenklichen werden 
die gleichen uns ſchon bekannten Argumente angeführt: zu hohe 
Zoll- und Steuerbelaſtung, ſchlechte Straßen, aber auch Mangel 
eines kaufkräftigen Marktes. Überwiegend iff man der Anſicht, 
daß die Befeitigung des ſchlechten Standes der Motorifierung 
weniger ein techniſches als vor allem ein wirtſchaftliches Pro- 
blem jei, 

Eine bemerkenswerte Überlegung wurde in dieſem Zujammen- 
hang vor kurzem von einem gewiſſen St. Szydelski angeſtellt. Er 
geht von der in Polen öfters geäußerten Anſicht aus, daß Polen 
doch im Flugweſen recht gute Ergebniſſe erzielt habe und es des- 
halb verwunderlich ſei, daß es ſich in der Frage der Motorifierung 
dauernd im Rückſchritt befinde. Die Frage der Wege könne dabei 
allein nicht entſcheidend fein, da Staaten mit einem noch feled- 
teren Straßennetz, wie z. B. Rumänien oder Sowjet-Rußland, 
zi dem Gebiefe der Motorifierung Polen hinter fih gelaſſen 

ätten. 

Was den Flugzeugbau betreffe, fo ſtehe er heute auf der Ent- 
wicklungsſtufe, wo die Aukoinduſtrie vor einigen Jahrzehnten ge- 
ſtanden habe. Es würden nämlich nur kleine Serien gebaut, und 
außerdem habe man es haupkſächlich mit einem Abnehmer — der 
Regierung — zu kun. Außerdem ſei die Frage der Motorifierung 
des Landes auf das engſte mit dem Wegeproblem und der Kriſe 
verbunden, was beides für das Flugzeugweſen ohne Einfluß ſei, 
weil da der Staat Hauptabnehmer fei, der krotz der Kriſe zum 
Ankauf von Flugzeugen aus Gründen der Landesverteidigung 
gezwungen ift. 

„Versuchen wir nunmehr, die Frage des Ein- 
flusses der Autoindustrie auf die Vertei- 
digung des Landes zu analysieren. Das Heer ge— 
braucht für den Fall des Krieges vor allem motorisierte Kriegs- 
wagen, also Schlepper, Traktoren, Last- und Sanitätskraft- 
wagen sowie Motorräder. Personenautos, die als Verbindungs- 
mittel dienen, werden in verhältnismäßig geringer Anzahl ge- 
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braucht werden, so daß der heute im Lande vorhandene Be- 
stand an Personenkraftwagen vollkommen ausreichen würde, 
wenn diese Autos neuer Konstruktion und in gutem Zustande 
wären. 

Daraus folgt, daß die polnische Autoindustrie, falls sie vor- 
handen wäre, unter Verhältnissen, die denen der Flugzeug- 
industrie ähnlich sind, vor allem Schlepper bauen könnte, da 
diese als ausgesprochenes Kriegsgerät nur einen Abnehmer 
hätten und die Produktion dieser Schlepper in kleinen Serien 
tatsächlich notwendig ist. Die Motoren, die zur Herstellung 
von Schleppern notwendig sind, können mit gewissen Ände- 
rungen zum Bau von Lastkraftwagen, Autobussen und Trak- 
toren verwendet werden, was die Produktionskosten ermäßi- 
gen müßte. Die Armee im Felde gebraucht unbedingt eine große 
Anzahl Last- und Sanitätskraftwagen. Infolgedessen müßte 
deren Produktion unbedingt im Inlande ermöglicht werden, 
wobei die Produktionsstätten für jedes erzeugte Stück, das 
für den Fall des Krieges verwendbar ist, eine Prämie erhalten 
müßten. Polen gebraucht auch dauernd eine gewisse Anzahl 
von Autobusgestellen, die im Inlande produziert werden müß- 
ten, wobei die für die Schlepper erzeugten Motoren verwen- 
det werden könnten. Auf diese Art könnten wir große Pro- 
duktionsstätten in Betrieb setzen, die eine Reihe von Wagen 
mit ähnlichen Motoren erzeugen könnten, was die Produktion 
und Vervollkommnung erleichtern würde. 

Anders verhält es sich mit der Produktion von Personen- 
autos. Diese unterliegen so großen und zahlreichen Konstruk- 
tionsänderungen, daß es in dieser Hinsicht unmöglich wäre, 
mit den ausländischen Produktionskolossen Schritt zu halten. 
Bei einem so kleinen Absatzmarkte, wie ihn im Augenblick 
Polen darstellt, werden alle Bemühungen, den ausländischen 
Konstruktionen zu folgen, einstweilen noch eine unnötige Ver- 
geudung öffentlicher Gelder sein, da sich ein Privatunterneh- 
mer dafür bestimmt nicht finden und mit einer solchen Pro— 
duktion nicht beginnen würde.“ 

Es bleibe alſo lediglich die einzige Möglichkeit, Montagewerk- 
ſtätten einzurichten, die im weitgehendften Maße inländiſche Pro- 
duktionsmöglichkeiten und ausländiſche Erſahrungen verwerten. 

[Gazeta Polska“ vom 24. 10. und 8. 11. 1934; „Codzienna 
Gazeta Handlowa“ vom 9, 8, 19. 8. und 22. 8. 1934; 

„Ilustrowany Kuryer Codzienny“ vom 26. 10. 1934; „Pol- 

ska Gospodarcza“, Heft 36, vom 8. 9. 1934; „Dziennik 

Poznański“ vom 8. 8. 1934; „Gazeta Warszawska“ vom 

23. 9. 1934. 


Das Auslands-, insbeſondere deutſche Kapital 

in Großpolen. 

Die Zyrardow-Affäre gab jhon mehrfach in der polniſchen 
Preſſe Anlaß zu Betrachkungen über die Rolle, die das Aus- 
landskapital in der polnischen Wirtſchaft ſpielt. (Vergl. unſere 
Berichte: 1934 Nr. 8—9, Seite 40“; Nr. 10, Seite 44“ Nr. 16—17, 
Seite 76“; Nr, M, Seite 92“ Nr. 24, Seite 106*.) Auch die ſes 
Mal geht der „Kurjer Lödzki“ vom Zyrardow-Skandal aus, um 
dann die Verhältniſſe in Großpolen zu beſprechen. 

Der Artitzelſchreiber glaubt, dabei fünf Wege feſtſtellen zu 
können, auf denen das ausländiſche Kapital in dieſes Gebiet hin- 
einkommt. Es feien dies: die Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaf— 
ten, Unternehmungen, die ſich auf ausländiſche Lizenzen ftüßen, 
der mittlere Handel und die mittlere Priwatinduſtrie, und ſchließ⸗ 
lich der Kredit, der aus dem Auslande eindringe und für die deut- 
ſchen Unkernehmungen aller Art beſtimmt ſei. 

Bei einer Unkerſuchung des Anteils ausländiſchen Kapitals 
im Wirtſchaftsleben Großpolens in nationaler Hinſicht müſſe man 
zwiſchen dem deutſchen Kapital und dem Fremdkapital anderer 
Herkunft unterſcheiden. 


„Wenn wir von dem sich aus dem Auslande hereindrängen- 
den Kapital sprechen, dann sind immer die deutschen Kredite 
gemeint. 

In Großpolen arbeiten 35 industrielle Aktiengesellschaften, 
die in ihrem Anlagekapital auch ausländisches Kapital besitzen, 
dessen Gesamtsumme rund 18 Millionen Zloty bei einem Ge- 
samtanlagekapital der Gesellschaften von 56,5 Millionen Zloty 
beträgt. Von den 35 Gesellschaften besitzt das Ausland in 9 
von ihnen über 50 % des Anlagekapitals, in allen übrigen da- 
gegen 5 bis 45 %. 

Die Summe von 18 Millionen Zloty ausländischen Kapitals, 
das in den genannten Aktiengesellschaften investiert ist, ent- 
fallen auf das- deutsche und das deutsch-Danziger Kapital 10 
Millionen Złoty, das holländische 4 Millionen Zloty, das bel- 
gische 1,4 Millionen Zloty, das Schweizer 1 Million Zloty, das 
französische 1,1 Millionen Złoty, das dänische 280 000 Zloty, 
das österreichische 130000 und auf das amerikanische Kapital 
150 000 Zloty. 


Neben den Aktiengesellschaften gehört das Genossenschafts- 
wesen zur Domäne, in der das ausländische Kapital herrscht. 
Das deutsche Genossenschaftswesen in Großpolen umfaßt vor 
allem den organisierten Geldmarkt, den land wirtschaftlichen 
und Getreidehandel und schließlich das Molkereiwesen. 


Außerdem fließen ausländische, genauer gesagt, deutsche 
Gelder auf Umwegen in der Form von Krediten für die Ge- 
nossenschaften und private Industrie- und Handelsunternehmun- 
gen und sogar landwirtschaftliche Betriebe herein, Diese Kre- 
dite sind zahlenmäßig nicht zu erfassen, doch unterliegt ihr 
Vorhandensein nicht dem geringsten Zweifel, ebenso wie die 
Tatsache, daß das deutsche Wirtschaftsleben in Großpolen und 
in Pommerellen sich der deutschen Gelder in verschiedenen 
Formen bedient.“ 

Bevorzugt feien im allgemeinen vom ausländiſchen Kapital die 
Lebensmittel-, Leder-, Metall-, Holz-, Mineral-, chemiſche Indu- 
ſtrie und das Verkehrsweſen. 

Das deukſche Kapital fei vor allem in den Zucerfabriken und 
Mühlen inveſtiert, das Danziger in Brauereien und Gerbereien, 
und das franzöſiſche und belgiſche in der Metallinduſtrie. Da- 
gegen ſei das Schweizer Kapilal ſtärker an die Erzeugniſſe der 
Maſſenprodukkion der kosmetiſchen und Lebensmittelbranche und 
das amerikaniſche in der kosmetiſchen Branche beteiligt. Im gro- 
Ben ganzen könne gejagt werden, daß die Hälfte des ausländiſchen 
Kapitals noch aus der Vorkriegszeit in Großpolen inveſtiert fei, 
während die andere Hälfte erſt nach dem Kriege hereingekom- 
men ſei. 

In dieſem Zuſammenhange verdient eine andere Preſſenotiz 
erwähnt zu werden, der zufolge die ausländiſche Verſchuldung 
Polens im letzten Jahre einen beachtlichen Rückgang zu verzeich- 
nen habe. Wenn auch etwas geringer als in den beiden Halb- 
jahren 1933, ſo betrage er doch immerhin in der erſten Hälfte 
dieſes Jahres über 160 Millionen Zloty. Die Gefamt- 
fumme der ausländiſchen Schulden habe näm- 
lich am 1. 1. 1934 3 544371538 Zloty und am 
1. 7. 1934 3 384045 427 Zloty befragen, 

Dieſe ſtarke Abnahme fei vor allem auf die weitere Deval- 
vation des Dollars zurückzuführen, wodurch die Verſchuldung 
allein gegenüber den Vereinigten Staaten um 86,5 Millionen 
Stoty auf 1090 041 533 Zloty zurückgegangen fei. Eine ähnliche, 
wenn auch nicht ebenſo ſtarke Abnahme der Verſchuldung, eben- 
falls infolge der Währungsdevalvation, fei gegenüber Großbri- 
kannien, Norwegen, Schweden und Dänemark zu verzeichnen, In- 
folge von Rückzahlungen habe ſich lediglich die Verſchuldung 
gegenüber den Niederlanden und Frankreich verringert. 

W Łódzki“ vom 24. 10. 1934; „Polonia“ vom 14. 10. 

1934. 
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